
Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der hier näher bezeichneten Sitzung lade ich Sie herzlich ein.

Die Tagesordnung ist beigefügt.

Hennef, 16.05.2012

Mit freundlichen Grüßen

Bernhard Schmitz
Ausschussvorsitzender

Gremium

Jugendhilfeausschuss

Wochentag Datum Uhrzeit

Donnerstag 31.05.2012 17:00

Sitzungsort

Rathaus, Saal Hennef (T3.01), Frankfurter Straße 97, 53773 Hennef

Dieses Deckblatt gilt ab einer halben Stunde vor Sitzungsbeginn und

während der Sitzungszeit als Parkschein für die Rathaustiefgarage.

Legen Sie das Deckblatt gut sichtbar in Ihr Fahrzeug.

Tagesordnung



TOP Beratungsgegenstand Anlagen

Öffentliche Sitzung

1 Beschlussvorlagen

1.1 Sachstandsbericht Kinder- und Jugendparlament Nr. 1

1.2

Bürgerantrag des Fördervereines Mutter & Kind Haus Hennef e.V.;
hier: Anerkennung der Kindertageseinrichtung Humperdinckstraße 12 
        als "Sozialer Brennpunkt" in den Kindergartenjahren 2011/2012
        und 2012/2013

Nr. 2

1.3 Bürgerantrag des Fördervereines Mutter & Kind Haus Hennef e.V.;
hier: Erhaltung der Hortplätze Nr. 3

1.4 Bericht der Jugendgerichtshilfe 2011 Nr. 4

1.5
Errichtung eines Bolzplatzes für Hennef-Zentrum/Hennef-Nord;
Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vom 04.05.2011 bzw.
08.02.2011

Nr. 5

1.6 Förderung neuer Familienzentren Nr. 6

1.7 Maßnahmen gegen (rechts-) extremistische Gruppierungen;
Bericht über die Aktion "Ehrensache bunte Stadt" Nr. 7

2 Anfragen

3 Mitteilungen

3.1 Einführung eines neuen stellv. beratenden Mitgliedes Nr. 8

3.2 Förderung der Kindertageseinrichtungen und weiterer U 3-Ausbau Nr. 9

3.3 Inklusion;
Vernetzungstreffen Bildungsregionen Nr. 10

3.4 Kinderbutton auf der Internetseite der Stadt Hennef
Nr. 11

Mündlicher
Bericht

3.5
Änderungen im Bereich der Förderung von integrativen Gruppen in
Kindertageseinrichtungen ab dem Kindergartenjahr 2012/2013;
Auswirkungen des Rundschreibens Nr. 41/1/2012 vom 15.02.2012

Nr. 12

3.6
Sachstandsbericht zur Bildung einer Arbeitsgemeinschaft gemäß
§ 78 SGB VIII für alle (freien) Träger der Jugendhilfe von
Kindertageseinrichtungen in Hennef

Nr. 13

Nicht öffentliche Sitzung

4 Beschlussvorlagen

5 Anfragen

6 Mitteilungen



Beschlussvorlage

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2719 Anlage Nr.: ______

Datum: 14.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Sachstandsbericht Kinder- und Jugendparlament

Beschlussvorschlag

Die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses nehmen den Sachstandsbericht zum Kinder- und
Jugendparlament zur Kenntnis.

Begründung

Das Kinder- und Jugendparlament hat seit seiner konstituierenden Sitzung am 31.01.2012 zwei
weitere Sitzungen am 29.02.2012 und am 18.04.2012 durchgeführt, eine weitere Sitzung ist für
den 23.05.2012 geplant.

Unter Begleitung und Moderation des hierfür beauftragten Trägers „AWO - Der Sommerberg“,
Frau Rehl, sind die gewählten Kinder und Jugendlichen dabei, eine kontinuierliche Arbeit des
Parlamentes zu entwickeln. Hierbei befinden sie sich nach zwei Sitzungen wie zu erwarten
noch in der Findungs- und Erprobungsphase.

Frau Rehl wird in einer Sitzung des Jugendhilfeausschusses nach der Sommerpause über den
bisherigen Verlauf der Arbeit berichten. Die Schulleitungen der Hennefer Schulen sind bereits
über die durchzuführenden Wahlen im neuen Schuljahr informiert.

Das Protokoll der Sitzung des Kinder- und Jugendparlaments vom 29.02.2012 ist als Anlage
beigefügt.

In Vertretung



Stefan Hanraths



Ergebnisprotokoll KIJUP 2.Sitzung 
Datum :    29.02.2012, 16.00 Uhr  (AWO „Sommerberg“  Frankfurter Straße 77, Hennef) 

Teilnehmer:    siehe Anwesenheitsliste 

Verteiler :    Hr. Trimborn, Stadt Hennef 

Schriftführer:    Haniel Ertel 

Protokolldatum:  17.03.2012 

Nächste Sitzung:  18.04.2012, 16.00 Uhr (AWO „Sommerberg“  Frankfurter Straße 77, Hennef) 

 

I. Tagesordnung 
a.) Vorstellung 
b.) Was stellst du dir unter dem KIJUP vor? (Themen etc.) 
c.) Ablauf der Sitzungen 
d.) Was passiert mit interessierten Jugendlichen und Lehrern? 
e.) Wie kommen wir an die Vorschläge der Hennefer Kinder? 
f.) Anwesenheit/ Entschuldigung/ Protokoll 
 

II. Anstehende Aufgaben 
a.) Einladen von Herrn Trimborn 
b.) Themen für die nächste Sitzung 
 

III. Vertretung im Jugendhilfeausschuss 
a.) Vertreter des Parlament  

 

 

I. Tagesordnung 
a.) Vorstellung 

 Um sich vorzustellen beschriftet jedes Mitglied ein Namensschild mit seinem Namen. 

 

b.) Was stellst du dir unter dem KIJUP vor ?(Themenvorschläge etc.) 
 

Was stellst du dir vor ?  Erwartungen  Ideen/ Themenvorschläge 
• Gleichberechtigtes 

Behandeln  
der Meinungen der einzelnen  
Schulen und Vereine 

• Größeres 
Einbinden  
 
Von Kindern 
und 

• Öffentlichkeitsarbeit 
(z.B Flyer, Internetseite 
etc.) 

• Zebrastreifen 
Frankfurter Straße 



Jugendlichen 
in 
Entscheidungs
prozesse 

 

• Kinder und Jugendliche  
können Meinung frei 
äußern 

• Durchsetzen 
von Ideen des 
KIJUP 

• Kottütenspender 
„Hundeparadies“ 

    • Schwimmbad, 
Schlittschuhhalle, 
Spielplätze 
(Bauvorhaben) 

    • Blitzer (in Uckerath) 
    • Jugendpark/ Jugendtreff 
    • Beleuchtung an 

relevanten Schildern 
    • Toiletten Bahnhof 

• Kino, Streichelzoo 
• Kurpark sanieren, 

erneuern 
• Sauberhalten Allner 

See/ Sieg 
 

c.) Ablauf der Sitzungen 
 Als vorläufiger Sitzungssaal wird der AWO „Sommerberg“ einstimmig 
angenommen. 
 

 Es wird beschlossen die Themen für die nächste Sitzung am Ende der aktuellen 
Sitzung vorzustellen bzw. festzulegen. 
 

 Das KIJUP trifft sich, vorerst, viermal im Jahr. 
 

d.) Was machen wir mit interessierten Jugendlichen und Lehrern 
 

 Interessierte Jugendliche/ Lehrer sollen in öffentlichen Sitzungen zugelassen werden. 
 

 Der Termin und der Sitzungsort für die öffentliche Sitzung , wird über die Presse 
bekanntgegeben. 
 

 Der Termin für die erste öffentliche Sitzung folgt nach der 3. bzw. 4. Sitzung 
 

 Es besteht die Möglichkeit Experten bzw. Verantwortliche der Stadt einzuladen. 
 
e.) Wie kommen wir an Meinungen der Hennefer Kinder? 

 Die Meinungen der Hennefer Kinder sollen einem Briefkasten im Rathaus bzw. 
den jeweiligen Schulen gesammelt werden. 

 Wenn die Internetseite gegründet ist sind Meinungen auch online möglich. 
 Bis der Rathausbriefkasten installiert ist gehen die Briefe an Romy Schneider 
Adresse:  



Romy Schneider 
Deichstraße 25 
53773 Hennef 
 
 

f.) Anwesenheitsliste/ Protokoll/ Entschuldigung 
 

 Um  die Anwesenheit  für  das  Protokoll  festzustellen, wird  an  jedem  Sitzungsbeginn  eine 
Anwesenheitsliste gefertigt 

 Das Protokoll wird über die Stadt verteilt 
o Wenn die jeweilige Adresse fehlt wird das Protokoll über die Schule zugestellt 

 Wenn jemand nicht teilnimmt, dann bitte bei Romy abmelden. 

Adresse: Romy Schneider 
  02242/9331978 
  romykai@hotmail.de   
 
 
 

II. Aufgaben 
 
a.) Herr Trimborn einladen    Romy  

 
b.) Themen für die nächste Sitzung 

 
 Logo 
 Zebrastreifen Frankfurter Straße 
 

III. Vertretung im Jugendhilfeausschuss 
 
Vertreter im Jugendhilfeausschuss sind Romy Schneider und Haniel Ertel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17.03.12         Schriftführer H.Ertel 



Beschlussvorlage

Amt: Dezernat II TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2698 Anlage Nr.: ______

Datum: 25.04.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Bürgerantrag des Fördervereines Mutter & Kind Haus Hennef e.V.;
hier: Anerkennung der Kindertageseinrichtung Humperdinckstraße 12 als "Sozialer

Brennpunkt" in den Kindergartenjahren 2011/2012 und 2012/2013

Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird beauftragt, dass der Sitzungsvorlage als Anlage beigefügte
Antwortschreiben an den Förderverein der Kindertageseinrichtung Humperdinckstraße 12,
53773 Hennef zu versenden. Den eingereichten Bürgeranträgen vom 18.04.2012 wird insoweit
nicht entsprochen.

Begründung

Mit den als Anlage beigefügten Bürgeranträgen vom 18.04.2012 beantragt der Förderverein der
Kindertageseinrichtung Humperdinckstraße 12 die Anerkennung der Einrichtung als „Sozialer
Brennpunkt“ sowohl im Kindergartenjahr 2011/2012 als auch im kommenden Kindergartenjahr
2012/2013. Die tatbestandlichen Voraussetzungen für die Anerkennung eines „Sozialen
Brennpunktes“ sind für die Kindertageseinrichtung „Humperdinckstraße 12“ nicht gegeben. Die
Verwaltung hat - entsprechend der Beschlusslage des Jugendhilfeausschusses - für das
Kindergartenjahr 2012/2013 das Vorliegen eines „Sozialen Brennpunktes“ für alle
Kindertageseinrichtungen in Hennef überprüft. Indikatoren für dieses Merkmal liegen bei keiner
Kindertageseinrichtung in Hennef vor. Für das Kindergartenjahr 2011/2012 wurde das dem
Förderverein der Kindertageseinrichtung bereits durch bestandskräftigen Bescheid mitgeteilt.
Ob und inwieweit die von der Einrichtung angedachten Änderungen im Kinderbildungsgesetz
zur Neufestlegung der Kriterien des „Sozialen Brennpunktes“ umgesetzt werden, ist offen.
Bislang ist unklar, wann die zweite Stufe der KiBiz-Revision von Seiten des Landes
angegangen werden soll. Die entsprechenden Informationen, die die Antragstellerin ihrem
Bürgerantrag vom 18. April 2012 beigefügt sind der Verwaltung bekannt; im Ergebnis lässt sich
jedoch hieraus keine andere Entscheidung in der Sache herleiten.



Entsprechend den derzeitigen gesetzlichen Vorgaben hat der Förderverein der
Kindertageseinrichtung für das Kindergartenjahr 2012/2013 den derzeit geltenden Fördersatz
für Familienzentren, der jüngst angehoben worden ist, bei der Stadt beantragt und wird diesen
auch antragsgemäß erhalten. Eine darüber hinaus gehende Förderung als „Sozialer
Brennpunkt“ scheidet aus. Inhaltlich verweise ich auf das der Sitzungsvorlage beigefügte
Antwortschreiben der Verwaltung an den Träger.

In Vertretung

Stefan Hanraths

















































Bankverbindung: Besucheradresse: 
Kreissparkasse Köln 213900 (BLZ 370 502 99) Frankfurter Straße 97 
VB Bonn Rhein-Sieg 3703317013 (BLZ 380 601 86) 53773 Hennef  

 
 
 

1.) 
Postanschrift: Stadt Hennef · Postfach 1562 · 53762 Hennef 
 
Vorstand der Kindertageseinrichtung  
des Fördervereins „Mutter & Kind Haus e. V.“ 
Humperdinckstr. 12 
53773 Hennef 

 

 

Amt für Kinder, Jugend und Familie 
 
Ansprechpartner  
Helga Büchner 
Tel. 0 22 42 / 888 419 
Fax 0 22 42 / 888 7419 
E-Mail Helga.Buechner@hennef.de 
Zentrale 0 22 42 / 888 0 
Zimmer AR 32 

Sprechzeiten 
Mo.-Fr.        8.30-12.00 Uhr 
Do. 14.00-17.30 Uhr 
weitere Termine nach Vereinbarung 

Online www.hennef.de 

Mein Zeichen: 512/4 
Datum: 11.05.2012 
Ihr Zeichen:   
Datum Ihres Schreibens:  

 
 
Bürgerantrag „Sozialer Brennpunkt“ vom 18.04.2012 
hier: Kindergartenjahre 2011/2012 und 2012/2013 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
im o. g. Bürgerantrag vom 18.04.2012 beantragten Sie die Prüfung des Status „Sozialer Brennpunkt“ für ihre 
Kindertageseinrichtung Humperdinckstraße 12, sowohl für das laufende Kindergartenjahr 2011/2012 als auch für das 
kommende Kindergartenjahr 2012/2013. 
 
Bezüglich der Aberkennung des Sozialen Brennpunktes für das Kindergartenjahr 2011/2012 möchte ich auf meinen 
Bescheid vom 27.06.2011 verweisen. In diesem wurden Ihnen die Gründe für die Aberkennung des Sozialen 
Brennpunktes ausführlich genannt und rechtsverbindlich beschieden. 
 
Die Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung wurden unverändert dem bis zum 31.12.1991 gültigem 
Kindergartengesetz entnommen. Aus diesem Grund ist von der dortigen Definition des „Sozialen Brennpunktes“ 
auszugehen, die bis heute Gültigkeit besitzt. Im Runderlass des damaligen Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalens vom 20.09.1972 wird der „Soziale Brennpunkt“ als Exmittiertensiedlung, 
Obdachlosenasyl und Wohngebiet mit einem überwiegenden Anteil an Übergangswohnheimen, die aufgrund von 
Nutzungsverträgen vergeben werden, definiert. Sinn dieser erhöhten Förderung ist es, beim Vorliegen von solch 
extremen Sondersituationen, eine Sonderförderung zu gewähren. 
 
Hiervon sind die „sozialen Verhältnisse von Familien und Alleinerziehenden in Gebieten mit verdichteter Bebauung“ 
deutlich abzugrenzen. Diese erfüllen nicht den Tatbestand „Sozialer Brennpunkt“; weder in der Fassung des bis zum 
31.07.2008 gültigen Gesetzes für Kindertageseinrichtungen (GTK), noch im aktuell gültigen Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz). Um die Definition „Sozialer Brennpunkt“ etwas weiter zu fassen, wurde in der damaligen Ausschussberatung des 
Jugendhilfeausschusses im Sinne ihrer Einrichtung  und unter Berücksichtigung Ihres Antrags vom 13.06.2005 auch auf 
die häufige Anzahl von Wohnungsverweisungen im Rahmes des Gewaltschutzgesetzes und von Meldungen auf 
Kindeswohlgefährdung abgestellt. 
 
 

-2- 
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Ebenso floss in die damalige Antragsbegründung ein, dass ein hoher Anteil der Familien durch den Allgemeinen 
Sozialen Dienst des Amtes für Kinder, Jugend und Familie in unterschiedlicher Form betreut wird. Des Weiteren wurde 
berücksichtigt, dass ein hoher Anteil der Bewohner des direkt angrenzenden Wohngebietes (hier „Weierhof“) aus 
verschiedenen Kulturen und Herkunftsländern stammt. Ausschlaggebend für die Förderung „Sozialer Brennpunkt“ war 
und ist, dass mehr als  
50 % der Kinder aus dem belasteten Wohnbereich, hier konkret aus dem Wohngebiet „Weierhof“, ihre Kindertagesein-
richtung besuchen. Dazu verweise ich auf den Beschluss des Jugendhilfeausschusses vom 29.06.2005. 
 
Die o. g. Voraussetzungen lagen im Jahr 2005 vor. Dies wurde ebenfalls im Zuge der Bestandaufnahme für die 
sozialraumorientierten Angebote des Amtes für Kinder, Jugend und Familie vom 20.04.2004 festgestellt. 
 
Im Zuge der Festlegung Ihrer Einrichtung als „Kindertageseinrichtung im Sozialen Brennpunkt“  wurde mit ihnen 
vereinbart, dass die Belegung der Hortgruppe in Abstimmung mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Allgemeinen 
Sozialen Dienstes erfolgen soll. Diese Vereinbarung wurde zunächst eingehalten, jedoch in den folgenden Jahren 
zunehmend abgebaut bzw. bis heute nicht mehr fortgesetzt. 
 
Die heutige Situation stellt sich bzgl. Ihrer Einrichtung anhand der Fakten wie folgt dar: 
 
Für die derzeit in Ihrer Einrichtung angemeldeten Kinder wurde geprüft, ob für diese bzw. deren Familien Leistungen der 
Jugendhilfe in Anspruch genommen werden. Dies kann – erfreulicherweise - für alle zu betreuenden Kinder verneint 
werden. Selbst wenn eine großzügige Auslegung zugrunde gelegt wird und hier auch Kurzzeitberatungen, einmalige 
Beratungsgespräche, Familienrechtsangelegenheiten und frühere Beratungen berücksichtigt werden, sind keine 10 % 
der Kinder/Familien betroffen. Insoweit lässt sich bereits aus dieser Tatsache kein Anspruch auf eine soziale 
Brennpunktförderung ableiten. 
 
Des Weiteren wurden die Wohnorte (Ortsteile / Straßen) der Einrichtungskinder ermittelt. Danach kommen nur ca. 48 % 
der Kinder aus dem Zentrum Hennefs, ca. 52 % leben im sonstigen Stadtgebiet bzw. sind außerhalb Hennefs wohnhaft. 
Erfasst man von den Zentrumskinder nur diejenigen, die in dem im Antrag von 2005 besonders hervorgehobenen 
Wohngebiet („Weierhof“) wohnhaft sind, liegt die Betreuungsquote bei 11,5  %; in dieser Zahl sind ebenfalls Kinder aus 
den angrenzenden Straßenzügen „Brahmstraße“ und „Humperdinckstraße“ hinzugerechnet. Gleiches gilt für die Kinder, 
die aus Familien mit Migrationshintergrund stammen; auch unter diesem Aspekt wird die Quote von 50 % nicht erreicht. 
Auch insoweit läuft der Antrag auf Anerkennung als „Sozialer Brennpunkt“ ins Leere. 
 
Laut Ihrer Aussage betreuen Sie in Ihrer Kindertageseinrichtung viele Kinder von Alleinerziehenden und/oder 
sozialschwachen Familien. Sofern man die Einkommensstrukturen der Eltern analysiert, die man durch die Erhebung 
und Berechnung des Elternbeitrages ermittelt, ist hier ebenfalls von einer deutlichen Quote von unter 50 % auszugehen. 
Sogar das Gegenteil ist der Fall: Rund 30 %  der Eltern ihrer Einrichtung befinden sich in den höheren 
Einkommensgruppen (ab 50.000 € anrechenbares Einkommen). Mithin ist auch das Kriterium der überwiegend 
finanzschwachen Eltern, deren Kinder die Einrichtung besuchen, nicht erfüllt.  
 
Daher liegen die Voraussetzungen für die Sonderförderung „Sozialer Brennpunkt“ insgesamt weiterhin nicht vor.  
 
Das Argument, dass Ihre Einrichtung durch die Aberkennung des Sozialen Brennpunktes einen finanziellen Schaden 
erleidet, kann durch die erfolgten Belegprüfungen der Kindergartenjahre 2008/2009 und 2009/2010, sowie der 
Verwendungsnachweisprüfung des Kindergartenjahres 2010/2011 nicht bestätigt werden. In allen 3 Kindergartenjahren 
sind Sie auskömmlich durch Zuschüsse des Kinderbildungsgesetzes finanziert, in einigen Jahren konnten sogar 
nachweislich Ihrer selbst erstellten Verwendungsnachweise Rücklagen gebildet werden.  
 
Selbstverständlich können Sie gerne die Aberkennung des Sozialen Brennpunktes durch das zuständige Ministerium 
überprüfen lassen. Die Stadtverwaltung Hennef wird diese Maßnahme konstruktiv im Sinne der Sachaufklärung gerne 
unterstützen und begleiten. 
 



 

Ihre weitere Aussage in Ihrem Schreiben vom 18.04.2012, dass die Vereinbarung zwischen dem Träger des 
Kindertageseinrichtung „Humperdinckstraße und der Stadtverwaltung Hennef vom 07.09.2011nicht eingehalten wurde, 
darf ich zurückweisen. 
 
Bereits mündlich wurde diese Einlassung mehrfach von Seiten des Fördervereins Mutter & Kind Haus ohne dezidierten 
Nachweis geäußert. Von Seiten der Stadtverwaltung ist festzustellen, dass alle Punkte der damals geschlossenen 
Vereinbarung eingehalten worden sind. Dies ist jederzeit durch Nachweise – gerne auch öffentlich - belegbar. 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
In Vertretung 
 
 
 
Stefan Hanraths 
 
 
 

2.)  Wvl. 31.05.2012 
 



Beschlussvorlage

Amt: Dezernat II TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2699 Anlage Nr.: ______

Datum: 25.04.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Bürgerantrag des Fördervereines Mutter & Kind Haus Hennef e.V.;
hier: Erhaltung der Hortplätze

Beschlussvorschlag

Der Bürgerantrag des Fördervereins der Kindertageseinrichtung Humperdinckstraße 12 wird
zur Kenntnis genommen. Die Verwaltung wird beauftragt, das als Anlage beigefügte
Antwortschreiben an die Einrichtung zu übersenden. Für das kommende Kindergartenjahr
2012/2013 wird die Verwaltung den Antrag zur Förderung der Hortgruppe entsprechend der
beschlossenen Jugendhilfeplanung positiv bescheiden.

Begründung

Auf den als Anlage beigefügten Bürgerantrag wird verwiesen. Für das Kindergartenjahr
2012/2013 sind die Hortplätze Bestandteil der Jugendhilfeplanung. Demzufolge werden die
Hortplätze auch antragsgemäß von der Verwaltung für dieses Kindergartenjahr weiterhin
bezuschusst. Im Rahmen des weiteren Ausbaus der offenen Ganztagsschulen bzw. der
gebundenen Ganztagsschulen am Sekundarstufenbereich wird die Jugendhilfeplanung jedoch
perspektivisch auf die sich hier ergebenden neuen und sich verschiebenden
Betreuungsbedarfe reagieren müssen und die Betreuungsangebote insoweit den geänderten
Voraussetzungen anpassen. Dies wird jedoch unter Beteiligung der Einrichtung erfolgen.

In Vertretung

Stefan Hanraths









Bankverbindung: Besucheradresse: 
Kreissparkasse Köln 213900 (BLZ 370 502 99) Frankfurter Straße 97 
VB Bonn Rhein-Sieg 3703317013 (BLZ 380 601 86) 53773 Hennef  

 
 

1.) 
 

Postanschrift: Stadt Hennef · Postfach 1562 · 53762 Hennef 
 
Kindertageseinrichtung 
des Fördervereines "Mutter & Kind Haus e.V." 
Frau Renate Mersch 
Humperdinckstraße 12 
53773 Hennef 

 
 
 
 
 
 
Hortplätze 
 

Dezernat II 
 
Ansprechpartner 
Stefan Hanraths 
Tel. 0 22 42 / 888 440 
Fax 0 22 42 / 888 7440 
E-Mail Stefan.Hanraths@hennef.de 
Zentrale 0 22 42 / 888 0 
Zimmer 1.24 

Sprechzeiten 
Mo.-Mi. 9.00-15:30 Uhr 
Do. 9.00-17.30 Uhr 
Fr. 9.00-12.00 Uhr 
weitere Termine nach Vereinbarung 

Online www.hennef.de 

Mein Zeichen: Dez. II 
Datum:    
Ihr Zeichen:   
Datum Ihres Schreibens:  

 
 
Sehr geehrte Frau Mersch, 
 
der Jugendhilfeausschuss des Rates der Stadt Hennef hat Ihren Bürgerantrag vom 18.04.2012 in seiner Sitzung am 
31.05.2012 beraten und beschlossen. Das Ergebnis der Beratungen darf ich Ihnen wie folgt mitteilen: 
 
Die Hortplätze Ihrer Einrichtung sind für das Kindergartenjahr 2012/2013 nach wie vor Bestandteil der Jugendhilfe-
planung. Insofern werden die Hortplätze auch - entsprechend dem von Ihnen eingereichten Förderantrag - für das 
kommende Kindergartenjahr bezuschusst; ein Erhalt der Hortplätze in diesem Kindergartenjahr ist insoweit sicher-
gestellt. 
 
Wie ich Ihnen bzw. Ihren Vertretern im Zuge der Belegprüfung bereits mitgeteilt habe, wird sich die Betreuungssituation 
und die Situation in der „Schullandschaft“ jedoch in den kommenden ein bis zwei Jahren deutlich und nachhaltig ver-
ändern. Ich darf Ihnen dies kurz verdeutlichen: 
 
Bereits seit dem Schuljahr 2011/2012 ist es so, dass an allen Hennefer Grundschulen offene Ganztagsschulen einge-
richtet worden sind. Zwischenzeitlich sind auch keine Wartelisten mehr an den Grundschulen für die Kinder vorhanden, 
die ein Betreuungsangebot im offenen Ganztag wünschen. Bei den weiterführenden Schulen werden die Gesamtschule 
und das Städtische Gymnasium als Ganztagsschulen geführt; Diskussionen in der Schullandschaft über die Errichtung 
einer neuen Sekundarschule werden ebenfalls dazu führen, dass sich perspektivisch in den kommenden ein bis zwei 
Jahren das Halbtagsangebot der Hauptschule und der Realschule in ein Ganztagsangebot umwandeln wird. Die Unter-
stützungsbedarfe der Kinder und Jugendlichen an den Schulen und hier insbesondere an den Nachmittagen zeigen, 
dass es sinnvoll ist, Schulbetreuung und Begleitung in Kooperation mit den Lehrerinnen und Lehrern der jeweiligen 
Schulen ausschließlich an den Schulstandorten durchzuführen. 
 
Mit dieser Haltung befindet sich die Stadt Hennef in vollem Einklang mit den Vorgaben der Landesregierung, die bereits 
mit Einführung der offenen Ganztagsschule 2004 und dann noch mal 2006 in einem Runderlass des Schulministeriums 
die Städte und Gemeinden dazu aufgefordert hatte, „Hortangebote in die offene Ganztagsschule zu überführen“. Die 
Landesmittel zur Finanzierung von Horten sind demnach schon seit 2008 landesweit zurückgefahren worden; im 
gesamten Rhein-Sieg-Kreis sowie in den Städten Köln und Bonn haben wir anlässlich der Diskussion mit den Horteltern 
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Ihrer Einrichtung recherchiert, dass hier keine Horte mehr im Rahmen der Finanzierung nach dem Kinderbildungsgesetz 
vorgehalten werden. 
 
Die bis dato vorhandenen Hortmittel der Städte und Gemeinden sind schwerpunktmäßig für den Aufbau der offenen 
Ganztagsschulen verwendet worden. Die Stadt Hennef hat - so lange noch kein flächendeckendes Ganztagsangebot an 
den Schulen vorhanden war - bislang die Existenz des Hortangebotes in Ihrer Einrichtung unterstützt. Sofern jedoch ein 
flächendeckender Ganztagsbetrieb sowohl im Grundschulbereich als auch im Bereich der weiterführenden Schulen 
ausgebaut wird, werden wir uns perspektivisch darüber austauschen müssen, wie die Angebotsstruktur Ihrer Hortgruppe 
in eine andere Angebotsstruktur - z.B. für eine Gruppe mit U 3-Betreuung - überführt werden kann, damit die 
Kindertageseinrichtung „Humperdinckstraße 12“ weiterhin in den Genuss der Kindpauschalen kommt. Selbstverständlich 
ist es auch denkbar, eine Regelkindergartengruppe in den Räumlichkeiten zu betreuen. Auch dies würde letztlich zu 
einer fast gleichen Förderung Ihrer Einrichtung führen. Eine Entscheidung über eine Umstellung der Förderung und der 
Betreuungsangebote möchte ich jedoch gemeinschaftlich mit Ihnen besprechen und erörtern. Sinnvollerweise lässt sich 
ein Gespräch erst dann führen, wenn feststeht, wie sich die Schullandschaft in Hennef in Bezug auf die Haupt- und 
Realschule verändert. Hier wird die Stadt voraussichtlich Ende des Jahres anhand von belastbaren Fakten eine 
Entscheidungsgrundlage vorlegen können. Sobald diese Entscheidungsgrundlage und die Fakten bekannt sind, werde 
ich das Gespräch mit Ihnen bzw. Ihrer Einrichtung suchen. Da eine Förderung einer Einrichtung nicht von heute auf 
morgen „umgestellt“ werden kann, können Sie im Hinblick auf diesen Umstand davon ausgehen, das die Hortplätze auch 
im Kindergartenjahr 2013/2014 noch von der Stadt im Rahmen der Jugendhilfeplanung gefördert und erhalten werden. 
Ob und wie sich eine Förderung im Anschluss an das Kindergartenjahr 2013/2014 darstellt, werden die Entscheidungen 
zur Schulsituation in Hennef zeigen. 
 
In diesem Zusammenhang sei mir die Anmerkung gestattet, dass die Stadt keinen „Vernichtungsfeldzug“ gegenüber 
Ihrer Einrichtung fortsetzt. Die Stadt muss und wird jedoch bei der Betreuung von Schulkindern diese bedarfsgerecht im 
Sinne aller Kinder und Jugendlichen ausbauen, die eine schulische Betreuung im Anschluss an den Unterricht bzw. in 
Kombination mit dem Unterricht benötigen. In Hennef sind dies immerhin zur Zeit rund 700 Kinder im offenen Ganztag 
und fast 1.600 Kinder an den weiterführenden Schulen für die die Stadt sicherlich ebenso eine Verantwortung hat wie für 
die 20 Kinder Ihres Kinderhortes, von denen im übrigen kein Kind einen festgestellten schulischen Förderbedarf hat und 
von dem kein Kind derzeit eine unterstützende Hilfe und Leistung des Jugendamtes in Anspruch nehmen muss. Hier 
sieht die Sachlage bei den weiterführenden Schulen und offenen Ganztagsschulen gänzlich anders aus. Von daher 
müssen letztlich auch öffentliche Mittel dahin geleitet werden, wo sie bildungsferne Schichten erreichen und diesen 
helfen ihren schulischen Erfolg zu erzielen bzw. zu stabilisieren. Ich denke aber, dass dies ein Anliegen Ihrer Einrichtung 
ist als auch ein Anliegen der Stadt. Insofern bin ich mir sicher, dass Sie - ebenso wie die Stadtverwaltung - 
gemeinschaftlich ein hohes Interesse daran haben, den Schulkindern dort Unterstützung zu bieten, wo sie tatsächlich 
gebraucht wird, nämlich in den Schulen. 
 
Sofern Sie mit dem Begriff des „Vernichtungsfeldzuges“ die Beitragsanpassung im Hortbereich ansprechen, habe ich 
Ihren Horteltern gegenüber die Notwendigkeit zur Beitragsanpassung ausführlich erläutert. Es steht Ihnen als Träger im 
Rahmen Ihrer Trägerverantwortung selbstverständlich frei, die Möglichkeiten der städtischen Beitragssatzung 
„auszunutzen“ und im Hort sowohl 25 als auch 35 stündige Wochenbetreuungen anzubieten. Nach Auswertung einer mir 
vorgelegten Belegungsstatistik Ihrer Einrichtung dürften schätzungsweise 50 bis 60 % der Eltern - trotz durchgängiger 
Ferienbetreuung - mit einem 25 Stunden Betreuungsangebot ihre Betreuungsbedarfe bedienen können. Bei den 25 
Stunden Beitragsbetreuung werden Sie beim aufmerksamen Studium der Beitragstabelle feststellen, dass sich dann 
gegenüber der bisherigen Beitragstabelle kaum Beitragsanpassungen ergeben.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
Stefan Hanraths 
 

2.)   Ämter 40 und 51 zur Kenntnis 
 
3.)   Wv.: 



Beschlussvorlage

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2720 Anlage Nr.: ______

Datum: 14.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Bericht der Jugendgerichtshilfe 2011

Beschlussvorschlag

Der Jugendhilfeausschuss nimmt den vorgelegten Bericht der Jugendgerichtshilfe zur Kenntnis.

Begründung

Es wird auf den beigefügten Bericht der Jugendgerichtshilfe verwiesen.
Nähere Erläuterungen erfolgen mündlich.

In Vertretung

Stefan Hanraths

Anlagen

- Bericht der Jugendgerichtshilfe 2011

























Beschlussvorlage

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2721 Anlage Nr.: ______

Datum: 14.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Errichtung eines Bolzplatzes für Hennef-Zentrum/Hennef-Nord;
Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vom 04.05.2011 bzw. 08.02.2011

Beschlussvorschlag

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführung der Verwaltung, dass auch die Fläche
gegenüber dem Klärwerk (Siegaue 16) nicht als Bolzplatz in Betracht kommt.

Begründung

Entsprechend der Aufträge des Jugendhilfeausschusses wurde in Hennef-Mitte/Hennef-Nord
nach weiter geeigneten Flächen für einen Bolzplatz gesucht. Leider erwies sich auch die
beabsichtigte Fläche gegenüber dem Klärwerk als nicht realisierbar.

Eine aktuelle Stellungnahme des Amtes für Bauordnung und Untere Denkmalsbehörde ist als
Anlage beigefügt.

Die Umsetzung einer Spielfläche für Kinder bis zum 14. Lebensjahr wurde in die Prioritätenliste
für die Errichtung von Spielplätzen aufgenommen.

In Vertretung

Stefan Hanraths









Beschlussvorlage

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2717 Anlage Nr.: ______

Datum: 11.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Förderung neuer Familienzentren

Beschlussvorschlag

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und bittet, zu
berichten, sobald von dem zuständigen Ministerium eine entsprechende Entscheidung
getroffen wurde.

Begründung

Nach der Beschlusslage des Jugendhilfeausschusses (aufgrund mehrerer Beschlüsse, zuletzt
vom 29.04.2008) wurde festgelegt, dass die zukünftige Kindertageseinrichtung im Siegbogen
(damals noch Hennef-Ost) direkt als Familienzentrum in Betrieb gehen soll.

Gemäß den bisherigen Grundsatzbeschlüssen des Jugendhilfeausschusses und den Erlassen
des Ministeriums für Hennef bestehen 7 Familienzentren, sowohl sozialräumig, als auch nach
der Vielfalt der Trägerschaft verteilt. Mit dem Erlass des zuständigen Ministeriums vom
23.02.2012 (Versand zu der Jugendhilfeausschuss-Sitzung am 07.03.2012) wurde für den
Jugendamtsbereich Hennef ein weiteres neues Familienzentrum vorgesehen, zum 01.08.2012.

Dieser Erlass wurde umgehend allen Trägern der freien Jugendhilfe, die eine
Kindertageseinrichtung im Stadtgebiet Hennef betreiben, zur Information gegeben.
Interessenbekundungen von Trägern der freien Jugendhilfe liegen nicht vor. Da sich leider die
Fertigstellung der Kindertageseinrichtung wiederholt verzögert hat, wurde mit Schreiben vom
04.04.2012 bei dem zuständigen Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport
(nach vorheriger telefonischer Absprache) beantragt, das zugewiesene Kontingent eines neuen
Familienzentrums für das Kindergartenjahr 2012/2013 in das Kindergartenjahr 2013/2014 zu



übertragen.
Eine Antwort steht noch aus; über das Ergebnis des Antrags wird unverzüglich berichtet. Das
genannte Schreiben ist als Anlage zur Information beigefügt.

Hennef (Sieg), den 11.05.2012
In Vertretung

Stefan Hanraths
Erster Beigeordneter







Beschlussvorlage

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2722 Anlage Nr.: ______

Datum: 14.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Maßnahmen gegen (rechts-) extremistische Gruppierungen;
Bericht über die Aktion "Ehrensache bunte Stadt"

Beschlussvorschlag

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführung der Verwaltung zur Kenntnis und bittet
weiter zu berichten.

Begründung

In der Sitzung des Ausschusses für Kultur, Generation und Soziales am 07.02.2012 wurde
unter anderem über die Einrichtung eines Arbeitskreises gegen Rechtextremismus diskutiert.
Da teilweise unterschiedliche Wissens- und Erkenntnisstände zu einer möglichen „Szene in
Hennef“ bekannt gegeben wurde, wurde vereinbart, die Thematik regelmäßig in einem
Arbeitskreis, Federführend durch die Ordnungsverwaltung, zu besprechen und zu koordinieren.
Unter anderem wurden die bisherigen Maßnahmen gegen Extremismus und
Intoleranz/Aktivitäten in Hennef aufgelistet (siehe Anlage).

Aus dem Bereich Jugendhilfe bestehen in den letzten Jahren keine auffälligen bekannt
gewordenen rechtsextremistischen Aktivitäten in Hennef.
Trotzdem betrifft das Thema in erheblichen Maßnahmen die Prävention und den Jugendschutz
für Jugendliche als Aufgabe der Jugendhilfe.

Aufgrund einer Initiative der Juso-AG „Ehrensache bunte Stadt“ fand am 24.04.2012 ein
weiteres Treffen zum Thema statt diesmal unter dem Motto „Aktion Ehrensache – bunte Stadt“.
Dabei wurde ein partei- und fraktionsübergreifendes Vorgehen abgesprochen.
Als nächster Schritt wurde ein Brief an möglichst alle Hennefer Gastronomen, unterschrieben
durch den Bürgermeister, abgestimmt.



In diesem Brief wird für die gemeinsame Aktion (unterstützt durch Aufkleber) geworben und
gleichzeitig der Hintergrund für die Bildung eines Arbeitskreises erläutert.
Bis einschließlich Juli 2013 ist beabsichtigt, die angeschriebenen Gastronomen zu besuchen,
um neben dem Schreiben und Aufkleber in mündlichen Gesprächen ein Problembewusstsein
zu wirken und für Unterstützung zu werben.

Das Schreiben von dem Bürgermeister Pipke vom April 2012 ist als Anlage beigefügt.

Über die weitere Entwicklung wird vom Amt für Kinder, Jugend und Familie gemeinsam mit der
Ordnungsverwaltung berichtet.

In Vertretung

Stefan Hanraths











Mitteilung

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2012/0665 Anlage Nr.: ______

Datum: 08.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Einführung eines neuen stellv. beratenden Mitgliedes

Mitteilungstext

Mit Schreiben vom 04.04.2012 (hier eingegangen am 10.04.2012) teilt die Agentur für Arbeit
Bonn folgende personelle Änderung mit:

Als Stellvertreterin von Herrn Hanns-Jörg Lamberz (Agentur für Arbeit Siegburg) wird Frau Eva
Fahrensbach (Agentur für Arbeit Siegburg) als stellv. Beratendes Mitglied für den
Jugendhilfeausschuss benannt.

Das Schreiben Agentur für Arbeit Bonn vom 04.04.2012 und eine aktuelle Mitgliederübersicht
sind der Mitteilung als Anlage beigefügt.

In Vertretung

Stefan Hanraths
Erster Beigeordneter





Mitglieder Jugendhilfeausschuss

Name, Vorname Fraktion/Funktion Verpflichtung Vertreter /-in Funktion Verpflichtung

Wiemann, Claudia CDU 21.09.2011 Lohmann, Elisabeth CDU 04.03.2010 KulturA
Lindlahr, Katrin CDU 11.11.2009 JHA Hahn, Waltraud CDU 11.11.2009 JHA
Osterhaus-Ehm, Regina CDU Ratsmitglied Göbel, Willi CDU 11.11.2009 JHA
Schmitz, Bernhard CDU Vorsitzender Ratsmitglied Volkert, Antje CDU 11.11.2009 JHA
Kotula, Jennifer FDP 11.11.2009 JHA Rentzsch, Karsten FDP 26.11.2009 SchulA
Siefen, Martin Die Unabhängigen 02.12.2009 Schink, Monika Die Unabhängigen 11.11.2009 JHA
Balansky, Michaela Fraktionslos Ratsmitglied Balansky, Hans-Joachim Fraktionslos Ratsmitglied
Deisenoth-Specht, Edelgard SPD Ratsmitglied Herchenbach, Henning SPD 18.11.2009
Golombek, Björn SPD Ratsmitglied Moers, Karsten SPD 08.02.2011 JHA

Bette, Anke Waldorfkindergarten e.V. 11.11.2009 JHA Klippel, Harald Caritasverband Rhein-Sieg 09.03.2010 JHA
Peters, Horst Caritas Jugendhilfe 11.11.2009 JHA Fassbender, Jochen Kath. Kirche 11.11.2009 JHA
Kretschmann, Günter Stadtsportverband 11.11.2009 JHA Stragierowicz, Gisela Judoclub Hennef 11.11.2009 JHA
Lindemann, Brigitta Kinderschutzbund Hennef 23.11.2010 JHA Stübner, Jürgen HTV 11.11.2009 JHA
Schneider, Lucia Schule für alle e.V. 11.11.2009 JHA Bongertmann, Richard HTV 11.11.2009 JHA
Wick, Willi DRK 11.11.2009 JHA Kuttenkeuler, Jasmin Hampelmann e.V. 11.11.2009 JHA

Hoffmann, Jonny-Josef Leiter 51 Verwaltung Schmitz, Anita Leiterin Abteilung 512 Verwaltung
Johnel, Christina Vertreter der Schulen 18.10.2011 JHA Zens, Edgar stellv. Vertr. der Schulen
Pfarrer Lahr, Hans-Josef Vertreter der kath. Kirche 10.03.2011 JHA Jansen, Christoph Kirche
Langenbach, Günter Kreispolizeibehörde 11.11.2009 JHA Schumacher, Dietmar Kreispolizeibehörde
Lippok-Wagner, Richterin am Amtsgericht 09.02.2010 JHA Schwanitz, Richter am Amtsgericht
Lamberz, Hanns-Jörg Agentur für Arbeit Fahrensbach, Eva Agentur für Arbeit
Hanraths, Stefan Erster Beigeordneter Verwaltung Pipke, Klaus Bürgermeister Verwaltung
Lehnert, Jenny Evangelische Kirche 16.11.2011 Pfarrer Schopen, Rolf Evangelische Kirche 26.11.2009 SchulA

Schramm, Christina Bündnis 90/ Die Grünen Ratsmitglied Gockel, Kay-Henning Bündnis 90/ Die Grünen Ratsmitglied
Ott, Andrea Jugendamtselternbeirat Fuß, Stefan Jugendamtselternbeirat 25.04.2012

Stimmberechtigte Mitglieder (Politik) § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII

Stimmberechtigte Mitglieder (freie Träger Jugendhilfe) § 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII

Beratende Mitglieder

Stand: 31.05.2012



Mitteilung

Amt: Dezernat II TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2012/0660 Anlage Nr.: ______

Datum: 02.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Förderung der Kindertageseinrichtungen und weiterer U 3-Ausbau

Mitteilungstext

Hinsichtlich der Förderung der Kindertageseinrichtungen und des weiteren investiven
U 3-Ausbaus habe ich die Freien Träger und Kirchengemeinden mit dem als Anlage
beigefügten Schreiben über die Situation im Bereich der Kindertageseinrichtungen und des hier
notwendigen U 3-Ausbaus informiert. Ich darf Ihnen das Schreiben an die Freien Träger
insoweit zur Kenntnis geben. Sofern bis zur Sitzung neue Erkenntnisse hinzu kommen, werde
ich hierüber mündlich berichten.

In Vertretung

Stefan Hanraths

Anlage







Mitteilung

Amt: Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2012/0659 Anlage Nr.: ______

Datum: 19.04.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Jugendhilfeausschuss 25.04.2012 öffentlich
Ausschuss für Schule, Sport und
Städtepartnerschaften

23.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Inklusion;
Vernetzungstreffen Bildungsregionen

Mitteilungstext

Die Stadt Hennef hat sich mit Schreiben vom 15.06.2011 um Beratung durch Mitglieder des
Expertenkreises „Inklusive Bildung“ der Deutschen UNESCO-Kommission (DUK) beworben.
Nunmehr hatte der Expertenkreis zu einem Vernetzungstreffen der Bildungsregionen auch die
nicht berücksichtigten Bewerber eingeladen. Das Ergebnis ist dem beigefügten Protokoll  zu
entnehmen. Die Teilnehmerliste ist ebenfalls beigefügt.

Hennef (Sieg), den 19.04.2012
Im Auftrag

Joerdell

Anlagen

Ergebnisprotokoll zum Vernetzungstreffen Bildungsregion der Deutschen
UNESCO-Kommission am 06.03.2012

Teilnehmerliste



 

Expertenkreis „Inklusive Bildung“ der Deutschen UNE SCO-Kommission (DUK) 
 

Vernetzungstreffen Bildungsregionen 
6. März 2012  

 
Handelskammer Hamburg 

Adolphsplatz 1, 20457 Hamburg 
Merkurzimmer 

 
 

Ergebnisvermerk  
 
Teilnehmer 
Liste der Teilnehmer separat beigefügt 
 
 
TOP 1  Begrüßung und Vorstellung  

 
Die Vorsitzende des Expertenkreises „Inklusive Bildung“ der DUK, Ministerin a.D. Ute 
Erdsiek-Rave, begrüßt die Vertreter der insgesamt 17 Bildungsregionen beim 
Vernetzungstreffen in der Handelskammer Hamburg. Die Vorsitzende dankt Ingrid 
Körner, Senatskoordinatorin für die Belange behinderter Menschen, in deren 
Abwesenheit für die Einladung nach Hamburg.  
 
Die Vorsitzende fasst die Vorgeschichte des Treffens kurz zusammen: Alle 
anwesenden Regionen hatten sich auf die Ausschreibung der DUK im April 2011 um 
eine Beratung durch Mitglieder des Expertenkreises beworben. Aus Kapazitätsgründen 
konnten nur drei Regionen, die heute ebenfalls anwesend sind, beraten werden. Die 
Idee des Vernetzungstreffens sei es, die in der Beratung entwickelten Lösungsansätze 
zur Umsetzung inklusiver Bildung mit allen Bildungsregionen zu teilen und den 
Austausch unter den Regionen sowie mit den anwesenden Experten zu ermöglichen. 
So könne ein bundesweites Inklusions-Netzwerk entstehen.  

 
Die Vertreter der Regionen stellen sich kurz vor, nennen den Grund für ihre Bewerbung 
um die Beratung und erläutern ihre Erwartungen an das Vernetzungstreffen. Es zeigt 
sich, dass die meisten Regionen sich noch eher am Beginn einer 
Umstrukturierungsphase sehen und den Erfahrungsaustausch sowie Orientierung 
suchen. Häufig genannte Themen sind: Vernetzung, Ressourcenmangel, Einbezug der 
Kommune und Auseinandersetzung mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen.  
 
Frau Ehlers (Hamburg) berichtet von der einmaligen Beratung der Stadt Hamburg 
durch den Expertenkreis am vorigen Tag. Sie stellt das neue Schulgesetz (Elternwahl, 
kein Ressourcenvorbehalt) vor und formuliert das Ziel der Vereinheitlichung des 
Angebots für alle Schüler mit besonderem Unterstützungsbedarf. Drängende Fragen in 
Hamburg: Wie beteiligt man alle Akteure? Wie wirbt man erfolgreich für ein inklusives 
Gesellschaftsbild?  
 
Die anwesenden Mitglieder des Expertenkreises stellen sich vor. 
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TOP 2 Präsentation der Bildungsregion Oberspreewald -Lausitz (OSL) 
Zur Einleitung skizziert Herr Brödno (Dezernat für Bildung), die Situation der Region, 
die durch einen starken demographischen Rückgang und deutlichen Strukturwandel 
gekennzeichnet ist. Die Region hat bereits 50% der Schulen abgebaut, Inklusion soll 
helfen, das bestehende Schulnetz zu erhalten. Die Förderzentren sollen dafür in 
Kompetenzzentren umgewandelt werden. Er und Frau Schüler (Schulamt), danken 
dem Expertenkreis für die Anregungen und Entwicklungen, welche die Beratung 
ausgelöst hat und die Frau Schüler präsentiert (Präsentation anbei). Besonders 
hervorgehoben wird die Tatsache, dass Inklusion als Thema im Landkreis platziert 
werden konnte und, dass eine Steuerungsgruppe gebildet wurde, die das Thema im 
Landkreis voranbringt und die Prozesse koordiniert.  
 
Die Vorsitzende dankt Frau Schüler und Herrn Brödno für die Präsentation und gibt das 
Wort an die anwesenden Berater des Landkreises OSL. 
 
Herr Frank berichtet von der unterschiedlichen Akzeptanz des Themas bei den 
Teilnehmern der ersten Beratungsrunde vor Ort. Die Basis musste gewonnen werden. 
Der Prozess fordere die Partizipation Vieler sowie transparente Arbeitsstrukturen. 
Diese konnte in OSL entwickelt werden. Dabei erwies es sich als hilfreich, dass die 
externen Berater Standards deutlicher einfordern konnten.  
 
Herr Preuss-Lausitz weist auf die Herausforderung hin, in der Fläche allen Kindern  
einen kurzen Schulweg zu garantieren. Um Planbarkeit zu ermöglichen, sind 
verlässliche Statistiken notwendig. Er rät zu einer zentralen Anlaufstelle für das Thema 
im Landkreis. 
 
Herr Imhäuser weist auf die Notwendigkeit der Beratung zum Thema Elternwahlrecht 
hin.  
 
Herr Georgi fragt nach der Einbindung von Behindertenvertretungen, 
Elternvertretungen, Verbänden u.ä. in die Steuerungsgruppe. 
 
Frau Scharsich erinnert an die Notwendigkeit der Professionalisierung der Beteiligten, 
v.a. der Lehrer an den Pilotschulen.  
 
Eine Frage von Herrn Müller (Bielefeld) regt eine Diskussion um Schulen in freier 
Trägerschaft und die Schwierigkeit, diese für das Konzept der Inklusion zu gewinnen, 
an. Deren Zurückhaltung sei auch bedingt durch die Bindung der staatlichen Förderung 
an den Status einer Förderschule. 
 
Die Vorsitzende dankt Frau Schüler und Herrn Brödno sowie den Beratern für ihren 
Einsatz und übergibt das Wort an die Vertreter der Bildungsregion Aachen.  
 
 
TOP 4  Präsentation der Bildungsregion Aachen  
 
Gabriele Roentgen (Bildungsbüro) und Norbert Greuel (Schulamt) präsentieren den 
aktuellen Stand inklusiver Bildung sowie den Beratungsprozess und die dadurch 
angeregten Entwicklungen in der StädteRegion Aachen (Präsentation anbei). Als 
zentrale Herausforderungen für die Regionen nennen sie die Durchsetzung eines 
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erweiterten Inklusionsbegriffs (über die Integration behinderter Kinder in die 
Regelschule hinaus), die Verstärkung der integrativen Beschulung von Kindern mit den 
Förderschwerpunkten geistige Entwicklung sowie körperliche und motorische 
Entwicklung sowie die Einbindung der Sekundarstufe II. Als klare Ergebnisse der 
Beratung nennen sie die Schaffung eines Arbeitskreises Inklusion, die Platzierung des 
Themas in der Region unabhängig von den Handlungen der Landesregierung und die 
Schaffung einer Vollzeitstelle für Inklusion am Schulamt der StädteRegion Aachen. 
Herr Greuel und Frau Roentgen danken den Beratern für Ihren Einsatz in Aachen, 
ohne die der Fortschritt so schnell nicht möglich gewesen wäre. 
 
Herr Imhäuser begrüßt das hohe Informationsniveau in der Region, der 
Umsetzungsprozess habe schon eine eigene Dynamik entwickelt. Für die Beratung 
schlägt er eine abschließende Empfehlungsrunde in der Steuerungsgruppe oder der 
Bildungskonferenz der Region vor. 
 
Herr Herkt (Bonn) erinnert an die Einbindung der Jugendhilfe. Diese dürfe neben der 
allgemeinen Konzentration auf die Schule nicht außen vor gelassen werden.  
 
Die Vorsitzende dankt den Vertretern der StädteRegion Aachen für die Präsentation 
und den Beratern für ihren Einsatz und übergibt das Wort an die Vertreterinnen der 
Bildungsregion Wiesbaden.  
 
 
TOP 3  Präsentation der Bildungsregion Wiesbaden  
Frau Scholz (Dezernat für Schule, Kultur und Integration) präsentiert den aktuellen 
Stand inklusiver Bildung in der Landeshauptstadt Wiesbaden sowie den 
Beratungsprozess (Präsentation anbei) und bietet einen Ausblick auf kommende 
Projekte in der Region: es ist ein Filmfestival zum Thema Inklusion geplant, der 
Leonardo-Preis der Stadt Wiesbaden wird durch einen Sonderpreis „Inklusion“ ergänzt. 
Frau Scholz berichtet von einem Motivationsschub, den schon die Zusage der 
Beratung durch den Expertenkreis mit sich brachte, und dankt den Experten und 
Beratern für die gute Zusammenarbeit.  
 
Herr Sicking begrüßt die große Resonanz der Beratung in der Region, die nun weiter 
gesteckten Ziele der Akteure und das sich daraus entwickelnde innovative Potential. 
Als Modellregion in Hessen habe Wiesbaden auch die Chance, Standards zu 
definieren, was unter einer Modellregion zu verstehen sei. 
 
Frau Demmer erinnert an die ungünstigen politischen Rahmenbedingungen in Hessen. 
Vor diesem Hintergrund seien die Wiesbadener Bemühungen, die Einbindung des 
kulturellen Sektors und das breite Verständnis von Inklusion besonders anzuerkennen.  
 
Herr Preuss-Lausitz warnt im Hinblick auf den geplanten Neubau einer Sonderschule in 
Wiesbaden vor einem unklaren Umgang mit dem Begriff „Inklusion“. Eine 
Sonderschule, auch wenn diese Regelschüler aufnehme, sei nicht inklusiv, sondern 
stehe für Separation.  
 
Die Vorsitzende hebt den gewinnbringenden Einbezug des kulturellen Sektors als 
Bestandteil des Prozesses hervor, warnt aber ebenfalls vor dem Neubau einer 
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Sonderschule. Dies sei mit dem Etikett einer Modellregion nicht vereinbar. Sie dankt 
Frau Scholz für die Präsentation und den Beratern für ihren Einsatz in der Region. 
 
 
TOP 5  Austausch und Diskussion der Vertreter der B ildungsregionen und 

der Experten in fünf thematischen Gruppen  
 
Die Teilnehmer teilen sich in insgesamt fünf thematische Arbeitsgruppen auf, die 
jeweils von einem Experten moderiert werden. Die Themen und Fragestellungen der 
Gruppen wurden aus den Fragen und Herausforderungen entwickelt, welche die 
Regionen in ihren Bewerbungsunterlagen im Sommer 2011 angegeben hatten. Die 
Arbeit in den Arbeitsgruppen dauert eine Stunde. Folgende Arbeitsgruppen stehen den 
Teilnehmern zur Wahl: 
 

1. Meilensteine auf dem Weg zur inklusiven Bildung  
Moderation: Herr Preuss-Lausitz   
 
2. Zielgruppenorientierte Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Moderation: Frau Demmer 
 
3. Administrative Handlungsspielräume im Zusammenspiel von 
Bund/Land/Kommune  
Moderation: Herr Imhäuser 
 
4. Räumlicher und personeller Aufbau des gemeinsamen Unterrichts 
Moderation: Herr Steinert 
 
5. Beteiligung und Netzwerkbildung unterschiedlicher Akteure an der 
Schulgemeinde  
Moderation: Herr Sicking  
 

 
TOP 6 Vorstellung der Ergebnisse der thematischen Arbeits gruppen   
 

1. Meilensteine auf dem Weg zur inklusiven Bildung  
Herr Preuss-Lausitz präsentiert die Ergebnisse der Gruppe 1, die sich mit der Frage 
beschäftigt hat, welche Themen bei dem Prozess der Inklusion berücksichtigt werden 
müssen. Einleitend wird festgehalten, dass Inklusion nicht nur die Schule und an der 
Schule nicht nur Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf betreffe. Folgende 
Schritte auf dem Weg zu inklusiver Bildung wurden in der Gruppe festgehalten: 
 

- Prozess auf quantitative Teilziele herunterbrechen 
- Lehrkräfte gewinnen (dazu gehört: Lehrerfortbildung) 
- Akzeptanz der Eltern gewinnen und diese zu Mitarbeit anregen 
- Schnittstellen zu Jugendhilfe, Schulbegleitung etc. ermitteln und 

Zuständigkeiten und gemeinsame Verantwortung klären 
- Pädagogische Fragen angehen: Gender, neue Form der Leistungsbewertung, 

Einbezug der Sekundarstufe II 
 
Das von der Gruppe erarbeitete Schaubild befindet sich im Anhang.   
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Auf Rückfrage nennt Herr Preuss-Lausitz vier Kriterien auf dem Weg zu inklusiver 
Bildung: 1. Ziele, 2. Koordination, 3. Verantwortung, 4. Kosten 
 
    

 
2. Zielgruppenorientierte Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit  
Frau Demmer und Herr Georgi präsentieren die Ergebnisse der Gruppe 2. Zu den 
Fragen hat die Gruppe eine Stoffsammlung erarbeitet. Sie regen an, eine Liste 
interessanter Akteure, relevanter Filme etc. zu erstellen, die Interessierte auf dem Weg 
zu Inklusion nutzen könnten. Eine wichtige Botschaft der Gruppe ist es, Inklusion als 
modernes Thema zu vermitteln, als zentrales Moment einer modernen Gesellschaft 
und als Gegenbewegung gegen die Spaltung der Gesellschaft.  
 
Das von der Gruppe erarbeitete Schaubild befindet sich im Anhang.   
 
3. Administrative Handlungsspielräume im Zusammenspiel von Bund/Land/Kommune 
Herr Jerg präsentiert die Ergebnisse der Gruppe 3. Die Gruppe startete mit einer Frage 
aus dem Index für Inklusion: werden die verschiedenen Interessen bei der 
Entscheidungsfindung einbezogen? Dafür ist ein Blickwechsel notwendig und die 
Bereitschaft, den eigenen Standpunkt zu bewegen. Nur so können Widerstände 
eingebunden werden. Die Gruppe erstellt einen Handlungskatalog:  
 

- gesetzliche Spielräume ausnutzen 
- Qualitätsanforderungen stellen 
- Vernetzung von Hierarchien schaffen 
- Neue Spielräume durch Beratung öffnen 
- Interessen aller Beteiligten klären 
- Befugnisse klären 
- Gewinne und Verbesserungen klar kommunizieren 

 
Das von der Gruppe erarbeitete Schaubild befindet sich im Anhang.   
 
4. Räumlicher und personeller Aufbau des gemeinsamen Unterrichts 
Herr Büttner (Nürnberg) präsentiert die Ergebnisse der Gruppe 4. Ausgangspunkt ist 
ein Paradigmenwechsel: weg von der Frage „Welcher Schüler passt dazu““ hin zu 
„Was braucht ein Schüler?“. Im Hinblick auf den personellen Aufbau werden 
unterschiedliche Modelle der Zusammenarbeit zwischen Lehrern der Förderschulen 
und der Regelschulen diskutiert. Die Raumgestaltung sollte es ermöglichen, den Raum 
als „3. Pädagogen“ positiv wirken zu lassen. Dazu sind zusätzliche Räume für 
Freiräume und Arbeitsplätze, auch für Lehrer, notwendig.  
 
Das von der Gruppe erarbeitete Schaubild befindet sich im Anhang.   
 
5. Beteiligung und Netzwerkbildung unterschiedlicher Akteure an der Schulgemeinde 
Herr Sicking, Frau Ilsmann und Herr Apel präsentieren die Ergebnisse der Gruppe 5. 
Die Gruppe ist zwei zentralen Fragen nachgegangen: 

1. Welche Akteure müssen einbezogen werden? 
2. Wie kann dieses Netzwerk effektiv arbeiten? 
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Das von der Gruppe erarbeitete Schaubild befindet sich im Anhang.   
 
 
TOP 7  Ausblick und Verabschiedung  
 
Die Vorsitzende zieht ein positives Fazit des Tages: der Austausch unter den 
Teilnehmern war lebhaft und konstruktiv. Um diesen Austausch fortführen zu können, 
steht allen Teilnehmern eine Kontaktliste der Vertreter der Bildungsregionen zur 
Verfügung. Als zentrale Adresse für die Kontaktaufnahme zu einzelnen Mitgliedern des 
Expertenkreises wird die DUK genannt. Eine Publikation zur Dokumentation der 
Beratungsprozesse wird für Sommer 2012 in Aussicht gestellt.  
 
Zum Abschluss dankt die Vorsitzende allen regionalen Vertretern für ihr Kommen, den 
Experten für Ihr Engagement, der DUK für die Organisation der Veranstaltung und Frau 
Körner und Senator Rabe für die Einladung und Begrüßung in Hamburg. 
 
 

 
 

________________________ ________________________ 
 
Vorsitzende  Protokoll 
Ministerin a.D. Ute Erdsiek-Rave  Dr. Anke Dörner  
 
 
 
Anhang 
- Liste der Teilnehmer  
- Präsentation der Bildungsregion Oberspreewald-Lausitz  
- Präsentation der Bildungsregion Aachen  
- Präsentation der Bildungsregion Wiesbaden  
- Schaubilder Arbeitsgruppen 1-5 
 
 
 

 



 

 

Deutsche UNESCO-Kommission e.V. · Colmantstr. 15 · 53115 Bonn 

Colmantstraße 15
53115 Bonn

Tel. +49 (0) 228 6 04 97-0
   Fax +49 (0) 228 6 04 97-30

sekretariat@unesco.de

Bankverbindung:
Sparkasse KölnBonn

BLZ 370 501 98
Konto 43 59 30 03

www.unesco.de

 
Expertenkreis „Inklusive Bildung“  

der Deutschen UNESCO-Kommission 
 

Vernetzungstreffen von Bildungsregionen 
5./6. März 2012, Hamburg 

 
Kontaktdaten der Vertreter der Bildungsregionen 

 
 
Bayern 
 
 
Bildungsregion: Landeshauptstadt München 
 
Maike Brandmayer 
Referat für Bildung und Sport, PKC 
Focal Point 
 
 
 
Bayerstr. 28 
80335 München 
Tel: 089-23383561  
Fax: 089-23383563 
maike.brandmayer@muenchen.de 

Irmgard Gschwind-Schiffl 
Referat für Bildung und Sport, 
städt. Carl-v.-Linde-Realschule 
Konrektorin einer inklusiven Schule 
städt. Carl-v.-Linde-Realschule, 
 
Riedlerstr. 26 
80339 München 
Tel: 089-5407408-0 
Fax: 089-5407408-30 
i.gschwindschiffl@muenchen.de 
 

 
 
Bildungsregion: Stadt Nürnberg 
 
Dr. Christian J. Büttner  
Stadt Nürnberg, Bürgermeister 
Geschäftsbereich Schule  
Wissenschaftlicher Mitarbeiter  
 
 
Hauptmarkt 18 
90403 Nürnberg 
Tel: 0911-231 5709 
christian.buettner@stadt.nuernberg.de  

Günter Ebert  
Stadt Nürnberg, Bürgermeister 
Geschäftsbereich Schule  
Koordinator Schule/Jugendhilfe, 
Schulentwicklung  
 
Hauptmarkt 18 
90403 Nürnberg 
Tel: 0911-231 2448 
guenter.ebert@stadt.nuernberg.de  
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Berlin 
 
 
Bildungsregion: Bezirk Lichtenberg Berlin 
 
Regine Kret  
Bezirksamt Lichtenberg , Schul- und 
Sportamt Amtsleiterin 
 
 
Grosse-Leege Str. 103 
13055 Berlin  
Tel: 030-902963710  
regine.kret@lichtenberg.berlin.de  

Heike Körnig 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft  
Schulaufsicht Sonderschulen 
 
Grosse-Leege Str. 103 
13055 Berlin  
Tel: 030-902963721 
heike.koernig@senbwf.berlin.de  
 

 
 
 
Brandenburg 
 
 
Bildungsregion: Stadt Brandenburg an der Havel 
 
Viola Cohnen 
Stadtverwaltung Brandenburg a.d. Havel 
Fachbereich Kultur, Bildung u. Sport 
Fachbereichsleiterin 
 
Friedrich-Franz-Str.19 
14770 Brandenburg a.d. Havel 
Tel: 03381-584000 
Fax: 03381-584004 
viola.cohnen@stadt-brandenburg.de 
 

Dorena Otto 
Stadtverwaltung Brandenburg a.d. Havel 
Fachgruppenleiterin Schule 
 
 
Friedrich-Franz-Str.19 
14770 Brandenburg a.d. Havel 
Tel: 03381-584000 
Fax: 03381-584004 
 

 
 
Bildungsregion: Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
 
Wilfried Brödno 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Dezernent 
 
Meuroerstr.3 
01998 Klettwitz 
Tel: 035737-870 2002 
Fax: 03573-870 1070 
wilfried-broedno@osl-online.de 

Helga Schüler 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Amtsleiterin 
 
Feldstr.1 
01996 Hosena 
Tel: 03573-870 1502 
Fax: 03573-870 1510 
helga-schueler@osl-online.de 
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Christine Paulan 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
Inklusionskoordinatorin 
 

Lauchhammerstr. 33  
01987 Schwarzheide 
Tel: 03573-870 2008 
Fax: 03573-8702010 
christine-paulan@osl-online.de 
 

Dagmar Kittel 
Staatliches Schulamt Cottbus 
Schulrätin 
 
Blechenstraße 1 
03046 Cottbus 
Tel: 0355-4866403 
dagmar.kittel@schulaemter.brandenburg.de

 
 
 
Hamburg 
 
 
Bildungsregion: Freie und Hansestadt Hamburg 
 
Dr. Angela Ehlers 
Behörde für Schule und Berufsbildung 
Leitung Referat "Inklusion" 
 
 
Hamburger Straße 31 
22083 Hamburg 
Tel: 040-428 63 2094 
angela.ehlers@bsb.hamburg.de 

Birgit Schaefer 
Behörde für Schule und Berufsbildung 
stellvertretende Leitung Referat 
"Inklusion" 
 
Hamburger Straße 31 
22083 Hamburg 
Tel: 040-42863 3099 
birgit.schaefer@bsb.hamburg.de 
 

 
 
 
Hessen 
 
 
Bildungsregion: Stadt Frankfurt am Main 
 
Christina Leipold 
Stadtschulamt Frankfurt 
Stabsstelle Pädagogische 
Grundsatzplanung 
 
Seehofstraße 41 
60594 Frankfurt a.M. 
Tel: 069-21234783 
Fax: 069-21238225 
christina.leipold@stadt-frankfurt.de 

Dr. Elard Apel 
Stadtschulamt Frankfurt 
Stabsstelle Pädagogische 
Grundsatzplanung 
 
Seehofstraße 41 
60594 Frankfurt a.M. 
Tel: 069-21270394 
Fax: 069-21238225 
elard.apel@stadt-frankfurt.de 
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Bildungsregion: Landkreis Waldeck-Frankenberg 
 
Uta Opper-Fiedler 
Staatliches Schulamt für den Schwalm-
Eder-Kreis und den Landkreis Waldeck-
Frankenberg, Fritzlar 
Schulamtsdirektorin 
 
Am Hospital 9 
34560 Fritzlar 
Tel: 05622-790123 
u.opper-fiedler@fz.ssa.hessen.de 
 

Dr. Wolfgang Werner 
Lebenshilfe Kreis Waldeck-Frankenberg 
e.V. 
Geschäftsführer/Vorstandsvorsitzender 
 
 
Am Stege 4 
34497 Korbach 
Tel: 05631-5006901 
info@lhw-wf.de 

 
 
Bildungsregion: Landeshauptstadt Wiesbaden 
 
Rose-Lore Scholz 
Landeshauptstadt Wiesbaden 
Dezernentin für Schule, Kultur und 
Integration 
 
Konradinerallee 11 
65189 Wiesbaden 
Tel: 0611-315041 
Fax: 611-315959 
rose-lore.scholz@wiesbaden.de 

Barbara Yurtöven 
Initiative "Gemeinsam lernen in 
Wiesbaden" 
 
 
Nauroder Straße 128 
65191 Wiesbaden 
Tel: 0611-564437 
Fax: 0611-564437 
E-Mail: yurtoeven@aol.com  
 

 
 
 
Nordrhein-Westfalen 
 
 
Bildungsregion: Städteregion Aachen 
 
Norbert Greuel 
Schulamt, Lenkungskreis 
Schulrat, Lenkungskreismitglied 
 
Zollernstr.10 
52070 Aachen 
Tel: 0241-51984133 
Fax: 0241-51984199 
norbert.greuel@staedteregion-aachen.de 
 

Gabriele Roentgen 
Bildungsbüro der StädteRegion 
Pädagogische Mitarbeiterin 
 
Zollernstr.10 
52070 Aachen 
Tel: 0241-51984307 
gabriele.roentgen@staedteregion-
aachen.de 
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Elke Münich 
Stadt Aachen 
Fachbereichsleiterin Kinder, Jugend und 
Schule 
 
Mozartstraße 2-10 
52064 Aachen 
Tel: 0241-43245000 
elke.muenich@mail.aachen.de 
 

 

 
 
 
Bildungsregion: Stadt Bielefeld 
 
Georg Müller 
Amt für Schule, Stadt Bielefeld 
Amtsleiter 
 
 
 
Ravensberger Straße 12 
33602 Bielefeld 
Tel: 0521-516949 
Fax: 0241-432-45990 
georg.müller@bielefeld.de 
 

Christiane Möller-Bach 
Bildungsbüro (Amt für Schule) Stadt 
Bielefeld 
Koordinatorin für die Aufgaben des 
Bildungsbüros 
 
Ravensberger Straße 12 
33602 Bielefeld 
Tel: 0521-515717 
Fax: 0521-51 2432 
christiane.moeller-bach@bielefeld.de 

 
 
 
Bildungsregion: Stadt Bonn 
 
Sabine Lukas 
Schulamt der Stadt Bonn 
Abteilungsleiterin 
 
Sankt Augustiner Straße 86 
53225 Bonn 
Tel: 0228-773177 
sabine.lukas@bonn.de 

Martin Herkt 
Amt für Kinder, Jugend und Familie 
Abteilungsleiter 
 
Sankt Augustiner Straße 86 
53225 Bonn 
Tel: 0228-772038 
martin.herkt@bonn.de 
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Bildungsregion: Bildungsnetzwerk Hennef 
 
Stefan Hanraths 
Stadtverwaltung Hennef 
Erster Beigeordneter 
 
 
Frankfurter Str. 97 
53773 Hennef 
Tel: 02242-888440 
Fax: 02242-8887440 
stefan.hanraths@hennef.de 

Eleonore Joerdell 
Stadt Hennef 
Amtsleiterin Schulverwaltungs-, Kultur- 
und Sportamt 
 
Frankfurter Str. 97 
53773 Hennef 
Tel: 02242-888444 
Fax: 02242-8887444 
eleonore.joerdell@hennef.de 
 

 
 
 
Niedersachsen 
 
 
Bildungsregion: Stadt Celle  
 
Jan Voss 
Verbund Sozialtherapeutischer 
Einrichtungen e.V. Celle 
Fachberatung 
 
Bahnhofstr.28 
29221 Celle 
Tel: 05141-992980 
Fax: 05141-9929829 
j.voss@vse-celle.de 

Gunda Engelmann 
Verbund Sozialtherapeutischer 
Einrichtungen e.V. Celle 
Einrichtungsleiterin 
 
Bahnhofstr.28 
29221 Celle 
Tel: 05141-992980 
Fax: 05141-9929829 
g.engelmann@vse-celle.de 
 

 
 
Bildungsregion: Stadt Osnabrück 
 
Andrea Butke 
Stadt Osnabrück 
Fachdienstleiterin, Fachbereich 
Schule/Sport 
 
Postfach 44 60 
49034 Osnabrück 
Tel: 0541-3233011 
Fax: 0541-323153011 
butke@osnabrueck.de 
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Bildungsregion: Stadt Wolfsburg 
 
Petra Ringmann 
Stadt Wolfsburg, GB Jugend 
Abteilungsleiterin Kindertagesbetreuung 
 
Pestalozziallee 1a 
38440 Wolfsburg 
Tel: 05361-281883 
petra.ringmann@stadt.wolfsburg.de 
 

Elvira Wallner 
Stadt Wolfsburg, GB Jugend 
Prozessbegleitung Ganztagsgrundschule 
 
Porschestr.49 
38440 Wolfsburg 
Tel: 05361-281684 
elvira.wallner@stadt.wolfsburg.de 

 
 
 
Sachsen-Anhalt 
 
 
Bildungsregion: Bildungslandschaft Dessau-Roßlau 
 
Jana Ilsmann 
Stadt Dessau-Roßlau "Lernen vor Ort" 
Übergangsmanagerin Kita-Grundschule-
weiterführende Schule 
 
Erdmannsdorffstr. 3 
06844 Dessau-Roßlau 
Tel: 0340-2041844 
jana.ilsmann@lvo.dessau-rosslau.de 
 
 
 
Schleswig-Holstein 
 
 
Bildungsregion: Stadt Flensburg 
 
Dr. Wolfgang Sappert 
Stadt Flensburg 
Bildungsmanager 
 
 
Rathausplatz 1 
24931 Flensburg 
Tel: 0461-852562 
sappert.wolfgang@stadt.flensburg.de 

Hans Stäcker 
Schulamt der Stadt Flensburg / Kreis 
Schleswig-Flensburg 
Schulrat 
 
Rathausplatz 1 
24931 Flensburg 
Tel: 0461-852060 
hans.staecker@schulamt.landsh.de 

 





Mitteilung

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2012/0669 Anlage Nr.: ______

Datum: 15.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Änderungen im Bereich der Förderung von integrativen Gruppen in Kindertageseinrichtungen
ab dem Kindergartenjahr 2012/2013;
Auswirkungen des Rundschreibens Nr. 41/1/2012 vom 15.02.2012

Mitteilungstext

Der Landschaftsausschuss des Landschaftsverbandes Rheinland (LVR) hat auf Empfehlung
des Landesjugendhilfeausschusses eine Umstellung der LVR-Fördersystematik beschlossen.
Für das Kindergartenjahr 2012/2013 wird die Finanzierung von integrativen Gruppen in
folgenden Punkten neu ausgerichtet:

1.  Verpflegungskosten
2.  Finanzierung der freigestellten Leitung
3.  Trägeranteil
4.  Jugendamtsanteil

Zu 1. Verpflegungskosten

Der Landschaftsverband Rheinland hat bisher die Verpflegungskosten für Kinder mit
Behinderungen unter Anrechnung eines Kostenbeitrages in Höhe von 2,00 € übernommen. Bei
Kindern mit Behinderungen, deren Eltern nicht in der Lage sind, diesen verbleibenden
Kostenbeitrag zu tragen, übernimmt der LVR bisher die gesamten Verpflegungskosten. In der
städt. Kindertageseinrichtung „Bröler Waldmäuse“ ist dies im Kindergartenjahr 2011/2012 bei 2
Kindern der Fall.

Zum 01.08.2012 erfolgt die Übernahme der Verpflegungskosten bei einkommensschwachen
Eltern auf Antrag im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt (Bildungs- und Teilhabepaket).
Diese Änderung betrifft jedoch nur die zum 01.08.2012 neu aufgenommen Kinder mit
Behinderung. Zum 01.08.2012 werden in der städt. Kindertageseinrichtung „Bröler Waldmäuse“
insgesamt 3 behinderte Kinder neu aufgenommen. Von der Änderung betroffen ist
wahrscheinlich nur ein Kind.



Aus Gründen des Vertrauensschutzes werden die Verpflegungskosten auch im neuen
Kindergartenjahr 2012/2013 bei den beiden „Bestandskindern“ übernommen.

Wie viele Kinder in den integrativen Gruppen der freien Kindertageseinrichtungen
„Waldorfkindergarten“ und „Regenbogen“ von der neuen Regelung betroffen sind, ist der
Verwaltung leider nicht bekannt.

Im Endeffekt ergeben sich für den Träger einer integrativen Kindertageseinrichtung eigentlich
keine Mehrkosten, da die Eltern eine anteilige Übernahme der Verpflegungskosten im Rahmen
des Bildungs- und Teilhabepaketes beantragen können.

Zu 2. Finanzierung der freigestellten Leitung

Bisher wurde die Finanzierung der freigestellten Leitung seitens des Landschaftsverbandes
Rheinland anteilig übernommen.

Laut dem Rundschreiben ist die Leitungsfreistellung in integrativen Gruppen durch die
KiBiz-Pauschalen sichergestellt. Ab dem 01.08.2012 erfolgt die anteilige Finanzierung seitens
des Landschaftsverbandes Rheinland nur noch für integrative und sogenannte kombinierte
Einrichtungen mit insgesamt ein bis zwei Gruppen. Die zweigruppigen integrativen
Einrichtungen „Bröler Waldmäuse“ und „Waldorfkindergarten“ sind von der Änderung somit
nicht betroffen. Lediglich bei der viergruppigen integrativen Einrichtung „Regenbogen“ werden
die Kosten für die Leitungsfreistellung seitens des Landschaftsverbandes Rheinland nicht mehr
mitfinanziert. In diesem Fall müssen dem Träger der Kindertageseinrichtung die erhöhten
KiBiz-Pauschalen für die integrativen Kinder ausreichen.

Zu 3. Trägeranteil

In den vergangenen Kindergartenjahren hat der Landschaftsverband Rheinland die Hälfte des
Trägeranteils für die integrative Gruppe übernommen.

Zum Kindergartenjahr 2012/2013 wird der Trägeranteil für die integrative Gruppe in eine
einheitliche Gruppenpauschale in Höhe von 9.000 € umgewandelt. Die Kindertageseinrichtung
„Waldorfkindergarten“ hat dadurch im Vergleich einen Mehrertrag im neuen Kindergartenjahr.
Bei der KiTa „Regenbogen“ besteht lediglich ein Differenzbetrag in Höhe von 21,33 €.
Die städt. Kindertageseinrichtung „Bröler Waldmäuse“ muss hingegen einen Fehlbetrag in
Höhe von 14.746,60 € aus eigenen Mitteln finanzieren.

(Bei den Beträgen handelt es sich um vorläufige Berechnungen)

Zu 4. Jugendamtsanteil

Als Anreiz für die Schaffung neuer integrativer Gruppen hat der Landschaftsverband Rheinland
bisher auch die Hälfte des Jugendamtanteils für die integrativen Gruppen übernommen.

Aus Sicht des Landschaftsverbandes ist dieses Anreizprogramm mittlerweile nicht mehr
erforderlich, so dass die Finanzierung nun sukzessive abgebaut wird.
Für das 1. Halbjahr des Kindergartenjahres 2012/2013 (01.08.2012 – 31.12.2012) erfolgt eine
Pauschalförderung in Höhe von 10.625 €. Im 2. Halbjahr wird diese Pauschale nochmals auf
7.437,50 € reduziert. Berechnungsgrundlage für diese Pauschale ist die derzeitige
durchschnittliche Gruppenpauschale in Höhe von 25.500 €.

1.  Halbjahr > 25.500 € / 12 Monate x 5 Monate = 10.625 €



2.  Halbjahr > 25.500 € / 2 = 12.750 € / 12 Monate x 7 Monate = 7.437,50 €
Die Differenz geht zu Lasten des Amtes für Kinder, Jugend und Familie der Stadt Hennef.
Insgesamt entsteht ein Mehraufwand in Höhe von 27.907,02 €. (Bei diesem Betrag handelt es
sich um eine vorläufige Berechnung)

Das Rundschreiben Nr. 41/1/2012 vom 15.02.2012 ist der Mitteilung als Anlage beigefügt.

Im Auftrag

Jonny Hoffmann















Mitteilung

Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2012/0668 Anlage Nr.: ______

Datum: 11.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 31.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Sachstandsbericht zur Bildung einer Arbeitsgemeinschaft gemäß § 78 SGB VIII für alle (freien)
Träger der Jugendhilfe von Kindertageseinrichtungen in Hennef

Mitteilungstext

Gemäß § 78 SGB VIII sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Bildung von
Arbeitsgemeinschaften anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien
Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. In Arbeitsgemeinschaften
soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufeinander abgestimmt werden
und sich gegenseitig ergänzen.
Da es sich um Arbeitsgemeinschaften nach dem Sozialgesetzbuch handelt, ist auch § 94 Abs.
2 Sozialgesetzbuch X (SGB X) zu beachten.
Demnach unterliegen diese Arbeitsgemeinschaften, die nach dem Sozialgesetzbuch gebildet
werden, einer staatlichen Aufsicht, die sich auf die Beachtung auf Recht und sonstigem Gesetz
erstreckt.

Am 02.05.2012 hat eine Arbeitsbesprechung mit Vertretern der Tageseinrichtungen in
Trägerschaft der freien Jugendhilfe (vertreten waren Spitzenverbände, Mitarbeiterinnen und
Leiterinnen von Einrichtungen, Vorstände und auch Trägervertretungen) stattgefunden. Dabei
wurde Einvernehmen darüber erzielt, die Gründung einer Arbeitsgemeinschaft des örtlichen
öffentlichen Jugendhilfeträgers für Kindertageseinrichtungen nach § 78 SGB VIII umzusetzen.

Nach der Sekundärliteratur zu den gesetzlichen Bestimmungen ergibt sich für die freie
Jugendhilfe daraus keine rechtliche Verpflichtung zur Beteiligung. Neben dem Träger der
öffentlichen Jugendhilfe selbst sollen in den Arbeitsgemeinschaften die anerkannten Träger der
freien Jugendhilfe (§ 75 SGB VIII) vertreten sein. Sowie gegebenenfalls die Träger geförderter
Maßnahmen.
Hierbei ist zu beachten, dass ohne Anerkennung nach § 75 SGB VIII die Träger ohnehin nicht
gefördert werden.
Wenn ein einzelner Träger nicht an einer Arbeitsgemeinschaft teilnimmt, kann dies nicht die
Eigenständigkeit des freien Trägers beeinträchtigen.



Die Gesamt-Verantwortung des Jugendamtes gemäß § 4 SGB VIII in Verbindung mit § 79 SGB
VIII für die Erfüllung aller Aufgaben nach dem SGB VIII liegt bei dem Träger der öffentlichen
Jugendhilfe (dessen Teil ist auch der Jugendhilfeausschuss). § 4 Abs. 2 SGB VIII stärkt
nochmals die Achtung der Selbstständigkeit der freien Träger der Jugendhilfe.

Durch die Gründung der Arbeitsgemeinschaft könnten zum Teil bisherige institutionalisierte
Arbeitsgruppen für den Bereich Kindertageseinrichtungen entfallen.
Unabhängig davon kann die Arbeitsgemeinschaft nicht neben im Einzelnen notwendigen
Absprachen der Kindertageseinrichtungen mit dem örtlichen Jugendhilfeträger, z. B. bei
Betriebskostenabrechnungen, anerkennungsfähigen Kosten, Abstimmung der Aufnahme von
Kindern etc., treten. Dies wird nach wie vor die Einzelabstimmung im täglichen Alltag notwendig
machen.

Das Gesetz sieht keine Regelung über die Zusammensetzung und die Arbeitsweise der
Arbeitsgemeinschaften vor.
Empfehlenswert ist jedoch, dass für eine auf Dauer angelegte Arbeitsgemeinschaft
zweckmäßigerweise durch eine schriftliche Regelung die Arbeitsweise festgelegt wird, die als
Geschäftsordnung bezeichnet werden kann.
Im Unterschied zum Jugendhilfeausschuss, dem durch klare gesetzliche Regelungen
Beratungs- und Kontrollbeschlussrechte eingeräumt werden, ist den Arbeitsgemeinschaften
keinerlei Beschlussrecht verliehen, sondern nur Empfehlungsrecht.

Die konstituierende Sitzung der Arbeitsgemeinschaft soll am 18.06.2012 stattfinden.
Der Entwurf einer Geschäftsordnung und ein entsprechendes Anschreiben an die Vertreter der
Träger der freien Jugendhilfe der Kindertageseinrichtungen ist als Anlage zur Information
beigefügt.

Hennef (Sieg), den 11.05.2012
Im Auftrag

Jonny Hoffmann
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